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F a m i l i e n r e c h t
Umgangsrecht trotz Corona
Die Corona Pandemie führt grundsätzlich 
nicht dazu, dass dem nicht betreuenden 
Elternteil der Umgang mit seinem Kind 
verweigert werden kann. Dies entschied 
das Oberlandesgericht Braunschweig.

Der Vater eines fast sechsjährigen Mäd-
chens hatte beim Familiengericht in 
Braunschweig eine Umgangsregelung er-
wirkt, die Kontakte mit seiner Tochter am 
Wochenende mit Übernachtungen vor-
sah. Dagegen hatte die Mutter Beschwer-
de zum Oberlandesgericht eingelegt und 
hierfür Verfahrenskostenhilfe beantragt.
Der Antrag hatte keinen Erfolg. Das OLG 
entschied, dass der Umgang mit dem Va-
ter dem Kindeswohl diene. Die Mutter 
sei auch nicht berechtigt, die Kontakte 
aufgrund der Corona-Pandemie zu ver-
weigern. Die Pandemie biete weder einen 
Anlass, bestehende Umgangsregeln ab-
zuändern, noch den Umgang auszuset-
zen. Auch wenn der Vater und das Kind 
nicht in einem Haushalt leben würden, 
sei der Umgang nicht verboten. Der Um-
gang zwischen einem nicht betreuenden 
Elternteil und seinem Kind gehöre zu dem 
absolut notwendigen Minimum zwischen-
menschlicher Kontakte.
Etwas Anderes gelte nur dann, wenn der 
Kontakt aus tatsächlichen oder rechtli-
chen Gründen nicht möglich sei, etwa 
wegen Quarantäne, Ausgangssperre oder 
der nachweislichen Infektion des um-

gangsberechtigten Elternteils oder eines 
A n g e h ö r i g e n  s e i n e s  H a u s h a l t s  m i t 
Covid-19. Die Erkrankung des Kindes 
selbst stehe einem Umgang dagegen 
grundsätzlich nicht entgegen, weil auch 
der zum Umgang berechtigte Elternteil 
sein krankes Kind versorgen und pflegen 
könne.
Oberlandesgericht Braunschweig,
Beschluss vom 20.05.2020 – 1 UF 51/20 –

M i e t r e c h t
Eigenbedarfskündigung unzulässig
Eine Eigenbedarfskündigung kann we-
gen des hohen Alters und des schlech-
ten Gesundheitszustands des Mieters 
unzulässig sein. In diesem Fall kann 
sich der Mieter auf eine unzumutbare 
Härte gemäß § 574 Abs. 1 BGB berufen. 
Dies hat das Amtsgericht Nürnberg ent-
schieden.
Im Januar 2017 erhielt die Mieterin ei-
ner Erdgeschosswohnung eine Eigen-
bedarfskündigung. Dagegen legte die 
Mieterin Widerspruch ein. Sie führte an, 
dass eine Räumung der Wohnung eine 
unzumutbare Härte darstellen würde. 
Die Mieterin war 87 Jahre alt und lebte 
seit 1963 in der Wohnung. Sie war in 
der Nachbarschaft tief verwurzelt. Zu-
dem war sie pflegebedürftig und litt 
unter anderem an einer Angststörung 
und einer sozialen Anpassungsschwie-
rigkeit. Die Vermieterin ließ dies nicht 
gelten und erhob Klage auf Räumung 
und Herausgabe der Wohnung.
Das Amtsgericht Nürnberg entschied 
gegen die Vermieterin. Ihr stehe kein 
Anspruch auf Räumung und Heraus-
gabe der Wohnung zu. Zwar sei die 
Eigenbedarfskündigung an sich wirk-
sam. Jedoch stelle die Beendigung des 
Mietverhältnisses für die Mieterin eine 
unzumutbare Härte im Sinne von § 574 
Abs. 1 BGB dar. Ein Sachverständiger 
kam zu dem Schluss, dass eine Verän-
derung des häuslichen Umfelds im Rah-
men einer Räumung mit hoher Wahr-
scheinlichkeit zu einer Gefährdung bzw. 
Verschlechterung des Gesundheitszu-
stands der Mieterin führen würde.
Amtsgericht Nürnberg,
Urteil vom 21.11.2019 – 244 C 7495/18 –

A r b e i t s r e c h t
Falsche Überstundenanzahl
Gibt ein Arbeitnehmer über mehrere Jah-
re absichtlich falsche Überstunden an, so 
rechtfertigt dies seine fristlose Kündigung. 
Der Arbeitnehmer darf nicht gezahlte Er-
schwerniszuschläge nicht eigenmächtig 
durch falsche Überstunden ausgleichen. 
Dies hat das Bundesarbeitsgericht entschie-
den.
Von Anfang 2012 bis Anfang 2017 hatte 
ein Arbeitnehmer jeden Monat mindestens 
sieben Stunden mehr als Überstunden an-
gegeben als dies tatsächlich der Fall war. Er 
rechtfertigte sein Handeln damit, dass ihm 
Erschwerniszuschläge zustünden, diese aber 
nicht von der Arbeitgeberin gezahlt wurden. 
Nachdem die Arbeitgeberin im März 2017 
davon erfuhr, kündigte sie das Arbeitsver-
hältnis mit dem Arbeitnehmer fristlos. Da-
gegen erhob der Arbeitnehmer Klage.
Sowohl das Arbeitsgericht Mannheim 
als auch das Landesarbeitsgericht Ba-
den-Württemberg gaben der Klage statt. 
Sie hielten die fristlose Kündigung für un-
zulässig. Gegen diese Entscheidung richtete 
sich die Revision der Arbeitgeberin.

Das Bundesarbeitsgericht entschied zu 
Gunsten der Arbeitgeberin. Die fristlose 
Kündigung des Arbeitnehmers sei wirksam. 
Der vorsätzliche Verstoß eines Arbeitneh-
mers gegen seine Verpflichtung, die gelei-
stete Arbeit korrekt zu dokumentieren, sei 
geeignet, eine fristlose Kündigung auszu-
sprechen. Dabei komme es nicht auf die 
strafrechtliche Würdigung des Verhaltens 
an, sondern auf den mit der Pflichtverlet-
zung verbundenen schweren Vertrauens-
bruch. Der Arbeitgeber müsse auf eine kor-
rekte Dokumentation der Arbeitszeit seiner 
Arbeitnehmer vertrauen können.
Nach Auffassung des Bundesarbeitsgerichts 
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könne sich der Arbeitnehmer nicht darauf 
berufen, ihm stünden Erschwerniszuschläge 
zu. Der vorsätzliche Arbeitszeitbetrug werde 
nicht dadurch gerechtfertigt, dass andere 
Arbeitsleistungen zwar erbracht, aber nicht 
ordnungsgemäß abgerechnet wurden. Der 
Arbeitnehmer müsse nach sorgfältiger Prü-
fung der Sach- und Rechtslage damit rech-
nen, dass er nicht anstelle der Erschwer-
niszuschläge monatlich sieben, tatsächlich 
nicht geleistete Überstunden abrechnen 
darf. Das Bundesarbeitsgericht hielt an-
gesichts des schwerwiegenden, systema-
tischen und vorsätzlichen Fehlverhaltens 
des Arbeitnehmers das Interesse der Arbeit-
geberin an der sofortigen Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses für gewichtiger als das 
Interesse des Arbeitnehmers an einer Wei-
terbeschäftigung
Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 13.12.2018 – 2 AZR 370/18 –

V e r k e h r s r e c h t
Radfahrer muss Abstand halten
Ein Radfahrer muss zu geparkten PKWs 
grundsätzlich einen Abstand von minde-
stens 50 cm einhalten. Der Seitenabstand 
kann aber je nach der Straßenbreite variie-
ren. Dies geht aus einer Entscheidung des 
Oberlandesgerichts Celle hervor.

Ein Radfahrer fuhr mit seinem Rad eine 
breite Straße entlang. Auf seiner rechten 
Seite standen Fahrzeuge geparkt am Stra-
ßenrand. Bei einem dieser geparkten PKWs 
öffnete sich die Fahrertür und es kam zu 
einem Zusammenstoß mit dem Radfahrer. 
Der Radfahrer erlitt aufgrund des Unfalls 
Verletzungen und klagte daher gegen die 
Halterin des Wagens und deren Haftpflicht-
versicherung auf Zahlung von Schadens-
ersatz. In dem anschließenden Verfahren 
bestand insbesondere Streit darüber, ob 
der Radfahrer einen ausreichenden Seiten-
abstand zum geparkten Auto eingehalten 
habe. Das Landgericht Hannover verneinte 
dies und sprach dem Kläger daher ein Mit-
verschulden in Höhe von 20 % zu. Dagegen 
richtete sich die Berufung des Klägers.
Das Oberlandesgericht Celle entschied zu 
Gunsten des Klägers und hob daher die 
Entscheidung des Landgerichts auf. Die Be-
klagten haften allein für den Unfall. Gegen 
die Beklagte spreche der Beweis des ersten 
Anscheins, den Unfall verschuldet zu haben. 
Denn die Kollision mit dem Fahrrad erfolgte 
im unmittelbaren zeitlichen und örtlichen 
Zusammenhang mit dem Öffnen der Fah-
rertür. Daher haften die Beklagten aus der 
Betriebsgefahr des Autos und einem erheb-
lichen Verschulden wegen des Verstoßes 
gegen die höchsten Sorgfaltspflichten im 
Straßenverkehr gemäß § 14 Abs. 1 StVO.
Dem Kläger sei nach Auffassung des Ober-

landesgerichts kein Mitverschulden wegen 
eines zu geringen Seitenabstands zum 
geparkten Pkw anzulasten. Die Beweisauf-
nahme habe ergeben, dass der Kläger mit 
einem Seitenabstand von mindestens 50 
cm am geparkten PKW der Beklagten vor-
beifuhr. Dies sei ausreichend und nicht zu 
gering.
Oberlandesgericht Celle,
Urteil vom 06.11.2018 – 14 U 61/18 –

M i e t r e c h t
Belegeinsicht in Originale
Behauptet der Vermieter, die Originalbe-
lege zu einer Betriebskostenabrechnung 
seien vernichtet, so muss er dies nachwei-
sen können. Kann er dies nicht, steht dem 
Mieter weiter ein Anspruch auf Einsicht in 
die Originale zu. Kopien reichen dann nicht 
aus. Dies hat das Amtsgericht Konstanz ent-
schieden.
In dem zugrunde liegenden Fall klagte die 
Mieterin einer Wohnung im Jahr 2018 auf 
Einsicht in die Originalbelege zu den Be-
triebskostenabrechnungen für die Jahre 
2015 und 2016. Die Vermieterin führte an, 
dass die Originalbelege durch ein Fachun-
ternehmen eingescannt und anschließend 
vernichtet worden seien. Die Originale seien 
daher nicht mehr vorhanden. Die Mieterin 
bestritt dies.
Das Amtsgericht Konstanz entschied zu 
Gunsten der Klägerin. Ihr stehe ein Anspruch 
auf Einsicht in die Originalbelege zu. Sie 
könne nicht auf eingescannte Kopien ver-
wiesen werden. Auf die Frage, ob die Scans 
die Originale wirksam ersetzen können, 
komme es nicht an. Denn die Vermieterin 
habe keinen Beweis dafür angeboten, dass 
die Originale tatsächlich vernichtet wurden. 
Insofern sei davon auszugehen, dass die 
Originale weiterhin vorhanden sind.
Amtsgericht Konstanz,
Urteil vom 06.06.2019 – 11 C 464/18 –

V e r k e h r s r e c h t
Ermittlung in Brasilien unverhältnismäßig
Die Ermittlung eines in Brasilien lebenden 
Fahrzeugführers nach einem Parkverstoß 
ist unverhältnismäßig. Daher können dem 
Fahrzeughalter gemäß § 25 a Abs. 1 StVG 
die Kosten des Bußgeldverfahrens auferlegt 
werden. Dies hat das Amtsgericht Tübingen 
entschieden.
In dem zugrunde liegenden Fall sollte ein 
Fahrzeughalter im März 2020 aufgrund 
eines Gebührenbescheids die Kosten eines 
Bußgeldverfahrens zahlen. Hintergrund 
dessen war, dass mit seinem Fahrzeug ein 
Parkverstoß begangen wurde. Der Fahr-
zeughalter hielt die Kostenpflicht für nicht 
gegeben. Er habe sein Fahrzeug an einen 
brasilianischen Staatsbürger verliehen, der 
in Brasilien lebe. Dieser sei für den Parkver-
stoß verantwortlich. Der Fahrzeughalter gab 
die genaue Anschrift und den Namen des 
vermeintlichen Fahrers an. Der Behörde er-
schien jedoch die Ermittlung des Fahrzeug-
führers für zu aufwendig, stellte daher das 
Verfahren ein und erließ den Gebührenbe-
scheid.
Das Amtsgericht Tübingen entschied, dass 
der Gebührenbescheid rechtmäßig sei. 

Nach § 25 a Abs. 1 StVG kann die Behörde 
dem Fahrzeughalter die Kosten des Buß-
geldverfahrens auferlegen, wenn die Ermitt-
lung des Fahrzeugführers, der den Verstoß 
begangen hat, einen unangemessenen Auf-
wand erfordert. So lag der Fall hier.
Das Amtsgericht verwies darauf, dass der 
Parkverstoß als Bagatelle einzustufen sei. 
Der Aufwand zur Durchführung des Buß-
geldverfahrens sei angesichts dessen, dass 
nach Anhörung des brasilianischen Staats-
bürgers der Bußgeldbescheid in Brasilien 
zugestellt und die Geldbuße in Brasilien 
beigetrieben werden müsste unverhältnis-
mäßig. Die Verfahrenskosten stünden nicht 
mehr in Relation zur Geldbuße.
Amtsgericht Tübingen,
Beschluss vom 27.03.2020 – 16 OWi 788/20 –

F a m i l i e n r e c h t
Einsicht in Daten des Jugendamts
Ein Elternteil hat gemäß § 25 Abs. 1 SGB X 
keinen Anspruch auf Einsicht in die Daten 
des Jugendamts. Insofern geht der Schutz 
des besonderen Vertrauensverhältnisses 
zwischen dem Kind und dem Mitarbeiter 
des Jugendamts gemäß § 65 Abs. 1 Nr. 1 
SGB VIII dem aus dem Elternrecht herge-
leiteten Informationsrecht vor. Dies hat der 
Verwaltungsgerichtshof Baden-Württem-
berg entschieden.
In dem zugrunde liegenden Fall wollte ein 
Kindesvater im Jahr 2019 gerichtlich er-
reichen, dass er Einblick in die Daten des 
Jugendamts hinsichtlich seiner Tochter er-
hält. Hintergrund dessen war, dass das Ju-
gendamt von einer Kindeswohlgefährdung 
ausging. Der Kindesvater wollte nun ge-
stützt auf sein Elternrecht wissen, auf wel-
cher Grundlage die Feststellung erfolgte. 
Die Kindesmutter und das Kind lehnten eine 
Einsicht ab. Das Verwaltungsgericht Frei-
burg wies den Antrag zurück und ließ die 
Berufung nicht zu. Dagegen richtete sich 
der Antrag des Kindesvaters auf Zulassung 
der Berufung.
Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Würt- 
temberg bestätigte die Entscheidung des 
Verwaltungsgerichts und ließ daher die 
Berufung nicht zu. Dem Kindesvater stehe 
gemäß § 25 Abs. 1 SGB X kein Anspruch 
auf Einsicht in die Daten des Jugendamts 
zu. Insofern gehe der nach § 65 Abs. 1 Nr. 1 
SGB VIII bestehende Schutz des besonderen 
Vertrauensverhältnisses zwischen dem Kind 
und dem Mitarbeiter des Jugendamts vor. 
Dieser Schutz würde nicht erreicht werden, 
wenn ein Kindesvater unter Verweis auf sein 
Elternrecht und das sich hieraus ergebende 
allgemeine Informationsrecht ohne Einwilli-
gung des Kindes Einsicht in die Daten neh-
men könnte.
Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg,
Beschluss vom 27.04.2020 – 12 S 579/20 –
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